
Musterbeispiel — auch für die Arbeit der Justiz und 
der Rechtswissenschaft — dafür, wie ein konkretes 
marxistisch-leninistisches Bild der Wirklichkeit ge­
schaffen werden muß, das die Grundlage richtiger 
Maßnahmen ist. Von besonderer Bedeutung ist 
die Perspektive, die in den Ausführungen Walter 
Ulbrichts den Kapitalisten in Westdeutschland 
gegeben wird. Sie lehren uns, Engherzigkeit und 
Sektierertum zu überwinden, und lenken unsere 
Aufmerksamkeit darauf, daß in der westdeutschen 
Justiz nicht nur die — allerdings ihr Gesicht be­
stimmenden — Blutrichter tätig sind, sondern, wie 
es in der Westberliner 'Justizkrise zum Ausdruck 
kommt, auch Kräfte, die sich um die Einhaltung 
der bürgerlichen Gesetzlichkeit bemühen.7 Auch 
ihnen gegenüber gilt es, die Perspektive zu klären.8

Bei der Einschätzung des westdeutschen Imperialis­
mus wurde auch auf seine neokolonialistischen Be­
strebungen hingewiesen. Wie diese unmittelbar 
unsere Arbeit berühren, beweist ein Ereignis der 
letzten Zeit. Die „Internationale Juristenkom­
mission“, ein mit der berüchtigten Agentenorgani­
sation „Untersuchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen“ eng liiertes Gremium,® hat eine Unter­
suchung durchgeführt, die sich vorgeblich gegen den 
Rassismus in Südafrika wendet (!). Durch dieses 
juristische Manöver versuchen die Imperialisten* 
insbesondere die westdeutschen Neokolonialisten, 
die Sympathien der jungen afrikanischen National­
staaten zu erringen. Unter dem Deckmantel einer 
antikolonialistischen Haltung wollen sie nicht nur 
ökonomisch, sondern auch ideologisch in die be­
freiten Staaten eindringen. Dieser Vorfall stellt 
uns, vor allem die Vereinigung Demokratischer 
Juristen, vor die Aufgabe, noch energischer die 
Machenschaften dieser Organisationen vor der 
Weltöffentlichkeit zu entlarven.
Der enge Zusammenhang zwischen dem 11. Plenum 
und der Programmatischen Erklärung des Staats­
rates wird besonders sichtbar an der Forderung, 
mit den Menschen auf neue, sozialistische Art zu 
arbeiten und umzugehen. Eindringlich wies Genosse 
Walter Ulbricht darauf hin, daß durch die politische 
Massenarbeit wirklich alle Menschen erreicht wer­
den müssen: Weder herzloser bürokratischer Um­
gang mit den Menschen noch kaltes phrasenhaftes 
Reden, hinweg über die Köpfe und vorbei an ihren 
Herzen. Diese Forderung erfaßt die gesamte Arbeit 
im Bereich des Ministeriums der Justiz wie aller 
Strafverfolgungsorgane und wird uns zu prinzipi­
ellen Schlußfolgerungen in bezug auf die Art und 
Weise unserer Arbeit veranlassen. Wir konnten 
oben auf die bedeutsame Feststellung verweisen, 
daß die Generallinie der Politik, wie sie insbe­
sondere auf dem V. Parteitag beschlossen wurde, 
richtig ist und in vollem Einklang mit der Moskauer 
Erklärung steht. Das bedeutet aber nicht, daß wir 
im Durchsetzen dieser Beschlüsse keine Fehler ge­
macht hätten, die wir schnellstens ausmerzen 
müssen und die das „Wie“ unserer Arbeit betreffen.
Die Forderung des Genossen Ulbricht auf dem
11. Plenum: „Die Bevölkerung hat das Recht, zu

7 vgl. Streit, Der Aufstand der Staatsanwälte, NJ 1960 S. 809.
8 vgl. Benjamin, Unsere Riehterwahlen — ein Beitrag zur Lö­
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verlangen, daß Schwierigkeiten, die durch Büro­
kratismus, Unzulänglichkeiten und mangelhafte 
Qualifikation hervorgerufen wurden, schnellstens 
beseitigt werden, sie in Zukunft auszuschalten“ — 
entspricht voll den Forderungen der Staatsratser­
klärung, wie auch deren Aufmerksamkeit auf das 
Vermögen und die Rechte der Bürger dem nach­
drücklichen Hinweis der Moskauer Erklärung auf 
die strikte Wahrung des leninschen Prinzips der 
materiellen Interessiertheit entspricht. Hier liegen 
wichtige Hinweise für die Rechtsprechung in Straf- 
und Zivilsachen, die Allgemeine Aufsicht der 
Staatsanwaltschaft und die Gesetzgebung, im be­
sonderen auf dem Gebiet des Zivilrechts; sie stellen 
uns die Aufgabe, solche Erscheinungen wie Büro­
kratismus und Unzulänglichkeiten sowohl in der 
eigenen Arbeit zu vermeiden, als auch durch die 
gerichtliche und staatsanwaltschaftliche Tätigkeit 
dazu beizutragen, sie aufzudecken und an ihrer 
Ausmerzung mitzuwirken.
Vor allem aber muß der sozialistischen Beziehun­
gen entsprechende Umgang mit den Menschen in 
der Rechtsprechung und der politischen Massen­
arbeit seinen Ausdruck finden. Die Grundsätze der 
Gerechtigkeit, die in der Staatsratserklärung zu­
sammengefaßt und im Kommunique des National­
rats der Nationalen Front des Demokratischen 
Deutschlands10 noch einmal als unmittelbarer Auf­
trag an die Richter formuliert sind, müssen von 
jedem Staatsanwalt und Richter zur Richtschnur 
seiner Tätigkeit gemacht werden. Dabei geht es 
wieder nicht um formale Redensarten, sondern um 
lebendiges Verstehen. S t r e i t  hat bereits sehr ein­
dringlich auf das Mißverständnis hingewiesen11, das 
einigen Staatsanwälten und Richtern unterlaufen 
ist, die die Bedeutung des Gnadenerweises des 
Staatsrates, im besonderen das Führen von Ge­
sprächen mit Begnadigten, nicht als Ausdruck des 
Geistes der Staatsratserklärung verstanden haben. 
Es muß begriffen werden, daß die Autorität des 
Staates sich sehr wohl mit einem Auftreten des 
Richters oder Staatsanwalts vereinbart, das einer 
Prozeßpartei und auch dem Angeklagten oder Ver­
urteilten gegenüber die Würde des Gerichts mit 
menschlicher Achtung und menschlichem Interesse 
verbindet, daß strikte Wahrung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit zugleich höchste Gesetzlichkeit be­
deutet.
Wir haben schon verschiedentlich festgestellt, daß 
der Qualität der Rechtsprechung mehr Aufmerk­
samkeit zugewandt werden muß. Das 11. Plenum, 
die Grundsätze der Gerechtigkeit, die Auswertung 
der Durchführung des Gnadenerweises geben uns 
sehr konkrete Maßstäbe für die Qualität der Recht­
sprechung, die der gründlichen Durcharbeitung 
bedürfen und von denen einige hervorgehoben 
werden sollen, damit die Gerichte, unbeschadet der 
von den zentralen Organen noch im einzelnen aus­
zuarbeitenden Maßnahmepläne, sofort mit dieser 
Änderung beginnen.
Die Anwendung von Strafen ohne Freiheitsentzug* 
die dem Rückgang der Kriminalität, dem wachsen­
den Bewußtsein der Werktätigen und der Festigung 
unserer Gesellschaftsordnung entsprechend anstei-

10 Zum Abschluß der Richterwahlen 1960, NJ 1961 S. 1.
11 Streit, An der Schwelle des Jahres 1961, NJ 1960 S. 809 ff.


